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«Ein Aff ront» sei das, sagt die Präsiden-
tin des bernischen Pfl egefachverbands 
SBK. Ein zum ASP-Sparkatalog ausge-
breiteter «Kompromissvorschlag» des 
Verbands der Berner Pfl ege- und Betreu-
ungszentren VBB sorgt für ihre Empö-
rung. Die Alters- und Pfl egeheime wol-
len Sparmassnahmen des Kantons auf 
die Pfl ege überwälzen, um das Parla-
ment davon abzuhalten, bei Infrastruk-
turbeiträgen zu sparen. Die Pfl ege soll 
Einsparungen im Langzeitbereich schul-
tern – noch höhere, als von der Regie-
rung vorgeschlagen.

Heime würden «verlottern» 
Nicht nur bei Spitex und Behinderten-
heimen, auch bei Altersheimen und der 
Langzeitpfl ege schlagen die geplanten 
Sparmassnahmen des Kantons Bern ein. 
Bei Alters- und Wohnheimen schlägt die 
Kantonsregierung vor, fast 24 Millionen 
Franken weniger auszugeben. Möglich 
ist das über die Bemessung der Heim-
tarife. Darin werden auch Kosten für die 
bereitgestellten Betten und Angebote 
und Beiträge an die Pfl egekosten abge-
rechnet (siehe Kasten). 15 Millionen 
Franken will der Kanton allein damit 
einsparen, dass er die Infrastruktur-
abgeltungen um über 30 Prozent kürzt. 
Das hält der Verband der Berner Pfl ege- 
und Betreuungszentren VBB für fatal. 
An einer Medienkonferenz hiess es ges-
tern, damit würden die Berner Pfl ege-
heime «verlottern». Sie seien in ihrer 
Existenz bedroht. 

Die Beiträge an die Infrastruktur sind 
laut dem Verband für die Heime «exis-
tenziell». Kompensieren liesse sich nur 
ein Teil der Ausfälle. Spare der Kanton, 
blieben manche Kosten ungedeckt. Die 
allermeisten Heimbewohner könnten 
die Verluste nicht selbst decken. 80 Pro-
zent von ihnen beziehen schon heute Er-
gänzungsleistungen. Die Einsparungen 
müssten die Heime umsetzen, indem sie 
den Standard der Pfl egeplätze senkten, 
sagt VBB-Präsident Carlo Imboden. Die 
Folge: Immer mehr Pfl egebedürftige 
müssten ihr Zimmer mit anderen Perso-
nen teilen. Statt Einer- oder Zweierzim-
mer hiesse das in den Heimen Mehrbett-
zimmer. Würde das Sparziel der Regie-
rung umgesetzt, ginge für die alten Leute 
unwiderrufl ich Lebensqualität verloren. 
«Die Lebensqualität wäre dann nicht 
mehr das Zentrale. Die Privatsphäre und 
Intimität könnte unmöglich gleich ge-
währleistet werden», sagt Anna Ravizza 
vom VBB. «Es würde auf dem Buckel der 
alten Leute gespart.»

Sparen bis zum Anschlag
Nach dem Willen des Verbands soll auf 
einem anderen Buckel gespart werden. 
Auf jenem der Pfl ege. Um die Kürzung 
der Infrastrukturbeiträge abzuwenden, 
schlägt der Verband dem Parlament vor, 
stattdessen den Anteil der Pfl egeabgel-
tungen noch stärker zu senken, als der-
zeit vorgesehen ist. Statt 8,8 Millionen 
solle der Kanton hier 12,2 Millionen 
Franken einsparen. Der Sparauftrag 
wird also auf die sogenannten Norm-
kosten und damit auch auf die Pfl ege 

überwälzt. Die Pfl egebeiträge sollen um 
2,5 statt 1,8 Prozent reduziert werden. 

Sparen bis nah ans verantwortbare 
Minimum sei das, sagt der VBB. «Tiefer 
können wir nicht gehen.» Dennoch: Der 
Verband hält den Vorschlag für eine 
«harte, aber umsetzbare Reduktion». 
Für den Verbandspräsidentin Carlo Im-
boden wiegt der Verlust von Pfl egequa-
lität trotz allem nicht gleich schwer wie 
der Verlust von Lebensqualität aufgrund 
der Bettensituation. «Nicht nur für ein 
paar Tage, sondern unter Umständen 
für immer.» Bei der Pfl ege zu sparen sei 
also noch immer das kleinere Übel.

Pfl egeverband «erschüttert»
Für den Verband der Bernischen Pfl ege-
fachpersonen SBK kommt der Vorschlag 
überraschend. SBK-Präsidentin Zaugg 
 reagierte gestern auf Anfrage schockiert. 
«Ich bin erschüttert.» Der SBK warnt 
schon lange vor Kürzungen bei der Pfl ege 
und vor immer schlechteren Arbeitsver-
hältnissen für das Pfl egepersonal. Noch 
grössere Einsparungen bei der Pfl ege 
seien darum einfach nicht möglich, sagt 
Zaugg. «Die Pfl ege ist jetzt schon am 
 Limit. Das ist zu schmerzhaft.» 

Der SBK hat bisher in seiner eigenen 
Position gegenüber den Sparvorschlägen 
in der Langzeitpfl ege sowohl die Kür-
zung der Pfl egebeiträge um 1,8 Prozent 
als auch die Senkung der Infrastruktur-
beiträge abgelehnt. Betreff end letzterem 
sei man mit dem VBB einig. Über-
raschend kommt für Zaugg auch, dass 
der Verband ihren Vorschlag jetzt gegen 
die Pfl ege richte. Off enbar verliess sich 
der SBK hier sogar auf ein Gentlemen’s 
Agreement. In einem Gespräch mit dem 
VBB habe man volles Verständnis für die 
Problematik der Infrastrukturbeiträge 
gezeigt. Der SBK habe aber auch darauf 
vertraut, dass die Heime nicht bei der 
Pfl ege sparen würden. «Dass das eine 
jetzt gegen das andere ausgespielt wird, 
ist äusserst unschön», sagt Zaugg. 

Ausbau bedroht
«Uns ist klar, dass das ein Riesenspagat 
ist», sagt Carlo Imboden vom Verband 
der Pfl egeheime. Dieser sei aber auch 
deshalb nötig, weil wegen der Sparmass-
nahmen bereits bestehende Projekte 
 gefährdet seien. Viele Heime bauen der-
zeit ihre Plätze aus. Sie reagieren auf 
wachsenden Bedarf in der Langzeit-
pfl ege. Die Zahl der Pfl egebedürftigen 
steigt, und sie sind zunehmend pfl egein-
tensiv. Ein Ausbau sei mit dem Sparvor-
schlag der Regierung gefährdet, weil da-
für das Geld fehlen würde, sagt Im-
boden. «Derzeit stehen in bernischen 
Heimen mehr als 100 Projekte an, fast 
alle kämen in Schwierigkeiten.» Ein 
 Beispiel ist das Betreuungszentrum Tilia 
in Köniz, welches gestern zur Pressekon-
ferenz des VBB einlud. Laut Tilia- 
Direktionspräsident Dieter Hanich ist im 
Unternehmen ein «fi xfertiges Projekt» 
wegen des Sparvorschlags in der 
Schwebe. Auch die Suche nach Investo-
ren werde erschwert, sobald die 
 Finanzierung um ein Drittel gekürzt 
werde. 

In der Pfl ege statt beim Zimmer sparen
Die Berner Pfl egeheime wehren sich gegen Sparmassnahmen bei der Heiminfrastruktur um fast einen 
Drittel. Ihr Alternativvorschlag geht allerdings zulasten der Pfl ege – der Personalverband ist empört. 

In Alters- und Pfl egeheimen stehen empfi ndliche Sparschnitte an. Foto: Valérie Chételat

Die Kantonsregierung tangiert mit den  ¬
vorgeschlagenen Sparmassnahmen im 
Bereich der Langzeitpflege die Zuschüsse in 
den Heimtarifen. Die Kosten für einen 
Aufenthalt in einem Alters- oder Pflegeheim 
bestehen aus Teilen für die Hotellerie und 
Betreuung, die Infrastruktur und die Pflege. 
Mit Normkosten regelt der Kanton, was ein 
Pflegepatient pro Tag kosten darf, damit der 
Staat mitzahlt. Pro Pflegestufe (definiert 
nach Pflegeaufwand) sind Tagesansätze 
festgesetzt. Der Regierungsrat will im 
Rahmen der Sparmassnahmen im Kanton 
die Normkosten pro Pflegestufe von heute 
21.20 Franken auf 20.80 pro Tag kürzen 
(–1,8 Prozent). Der Verband Berner Pflege- 
& Betreuungszentren will jetzt auf etwa 
20.65 Franken (–2,5 Prozent).

Für die Pflege bezahlen die Krankenver- ¬
sicherungen pauschal 9 Franken pro Pflege-
stufe und Pflegetag. Diese Beiträge verän-
dern sich nicht, auch wenn das Parlament 
die Sparvorschläge umsetzt. Der Kanton 
Bern kennt bereits eine Kostenbeteiligung 

der Pflegebedürftigen. Je nach Vermögen 
zahlen Bewohner im Altersheim oder 
Patienten in der Langzeitpflege einen Anteil 
an ihre Pflege und Unterbringung. Ein 
Heimaufenthalt wird auch durch Ergän-
zungsleistungen abgegolten. Gemäss VBB 
in aktuell rund 80 Prozent der Fälle. 

Was nach Abzug noch übrig bleibt, zahlt  ¬
der Kanton. Weil Pflegebedürftige und 
Patienten (mit und ohne Ergänzungsleistun-
gen) nach Umsetzung der Sparmassnahmen 
einen grösseren Anteil der Kosten zahlen, 
spart der Kanton am Ende 5 Prozent seiner 
Beiträge (8,8 Millionen Franken pro Jahr). 

Die Zuschüsse des Kantons an  ¬
Infrastrukturkosten sind Teil der Tarife 
und betragen derzeit rund 32 Franken pro 
Pflegetag. Das Sparprogramm sieht eine 
Kürzung auf 22 Franken vor. Der Regie-
rungsrat hält diese Kürzung für eine «noch 
vertretbare, wenn auch spürbare Sparmass-
nahme.» Die Kürzung um einen Drittel 
bedroht laut Ansicht des VBB die Heime 
jedoch  existenziell. (mra)

Langzeitpflege Sparmassnahmen bei den Abgeltungen

«Die Lebens-
qualität wäre 
dann nicht mehr 
das Zentrale.»
Der Pflegeheim-Verband zum Sparvorschlag 
des Regierungsrats.

Das Komitee «Riggisberg ist 
überall» kritisiert, das 
Tiefenauspital werde 
zugunsten einer «Gross-
spital-Idee» geopfert.

Das Komitee hinter der Spitalstandort-
Initiative übt Kritik am Zusammen-
schluss der Spital-Netz-Gruppe mit dem 
Inselspital. Das Tiefenauspital als wich-
tigster Spital-Grundversorger in der 
Stadt Bern werde zugunsten einer «uni-
versitären Grossspital-Idee geopfert». 
An der Medienkonferenz des Komitees 
gestern warnten verschiedene Exponen-
ten vor der angestrebten Zentralisierung 
der Spitalversorgung. Ein universitäres 
Zentrumsspital sei nur für hoch spezia-
lisierte Behandlungen notwendig. An-
sonsten suchten die Patienten aber 
Nähe, Vertrautheit und ganzheitliche 
Betreuung. Die Zentralisierung müsse 
auf Stufe der Regionalspitäler gestoppt 
werden. Dazu komme, dass die Kantons-
regierung sich zu passiv verhalte, kriti-
sierte SVP-Nationalrat Rudolf Joder.

Entstanden ist das Komitee ursprüng-
lich aus dem Kampf für den Erhalt der 
Geburtenabteilung am Spital Riggisberg. 
Im Sommer lancierte es eine Initiative, 
mit der erreicht werden soll, dass die ak-
tuellen Standorte der öff entlichen Spitä-
ler und deren Angebote mindestens acht 
Jahre gesichert bleiben. Das Komitee will 
nun seine Unterschriftensammlung auf 
die Region Bern ausweiten.

Spital Netz mit Bekenntnis
Der Verwaltungsrat des Inselspitals und 
der Spital-Netz-Gruppe meldete sich ges-
tern ebenfalls zu Wort und bekräftigte 
sein Bekenntnis zu den Spitalstandorten 
Aarberg, Münsingen und Riggisberg, wie 
aus einer Mitteilung hervorgeht. Diese 
Spitäler stellten die Grundversorgung in 
ihrer Region sicher und sorgten für eine 
gute Vernetzung mit den regionalen 
 Zuweisern. Derzeit werde das künftige 
Leistungsangebot der Spitäler erarbei-
tet. Entscheide sollen Ende Oktober fal-
len. Während sich für die Spitäler Aar-
berg und Münsingen bereits Entwick-
lungspfade abzeichneten, brauche es für 
Riggisberg eine Gesamtschau. Der Ver-
waltungsrat erteilte deshalb den Auf-
trag, zusätzliche Schritte zur Sicherung 
des Standorts Riggisberg auszuarbeiten. 
Für die Zukunft des Spitals sei eine Dis-
kussion zwischen Spital, niedergelasse-
nen Ärzten und Politik nötig. Weiter be-
tonte der Verwaltungsrat, dass die Per-
sonalsituation in den Stadt- und Portal-
spitälern derzeit stabil sei. (sda)

Initiativkomitee 
kritisiert Berner 
Spitalhochzeit

«Die Pfl ege ist 
jetzt schon am 
Limit. Das ist zu 
schmerzhaft.»
Helena Zaugg, Präsidentin SBK Bern.
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